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ZEITGESPRÄCH

Die neue WTO-Runde -
Was sollte auf die Agenda?

Anfang nächsten Jahres wird eine neue umfassende Verhandlungsrunde zur
Liberalisierung des Welthandels gestartet Die Entscheidung über Umfang und Ziel der

neuen WTO-Runde wird im kommenden Monat auf der Ministerkonferenz in Seattle fallen.
Was sollte auf die Agenda?

Georg Koopmann

Konzentration auf Kernkompetenzen

Die bevorstehende neunte Welt-
handelsrunde - und erste gro-

ße WTO-Runde - steht unvermeid-
lich im Zeichen der Globalisie-
rung. Im Verein mit der Informa-
tions- und Kommunikationstech-
nik und unternehmensintrinsi-
schen Faktoren haben die voran-
gegangen multilateralen GATT-
Runden (und einseitige Liberalisie-
rungs- und Deregulierungsmaß-
nahmen der Länder) die Globali-
sierung der Unternehmen und
Märkte kräftig vorangetrieben, den
Wettbewerb zwischen den Markt-
teilnehmern intensiviert sowie Fu-
sionen und Übernahmen in bisher
ungekanntem Ausmaß stimuliert.
Der Transaktionswert der grenz-
überschreitenden Fusionen und
Übernahmen belief sich 1998 auf
annähernd 550 Mrd. $ und ent-
sprach damit mehr als einem
Zehntel der weltweiten Warenex-
porte1.

Diese Entwicklungen haben
auch die nationale Wirtschaftspo-
litik dem Druck des Wettbewerbs
ausgesetzt. Immer häufiger muß
sich die nationale Wirtschaftspoli-
tik mit Wirkungen ökonomischer
und politischer Aktivitäten ausein-
andersetzen, die im eigenen Ho-

1 Vgl. UNCTAD: World Investment Report
1999, New York, Genf 1999, S. 94; WTO
Press Release vom 16. 4. 1999, S. 5.

heitsgebiet eintreten, obgleich sie
auf fremdem Territorium verur-
sacht sind. Eine neue Welthan-
delsrunde müßte deshalb nicht nur
den Abbau der Handelsschranken
im Agrar-, Industrie- und Dienstlei-
stungssektor fortsetzen, sondern
auch die wirtschaftlichen und poli-
tischen Folgen ihrer Vorgänge-
rinnen aufarbeiten. Es müßten Re-
geln für den Wettbewerb der Staa-
ten geschaffen werden, die strate-
gisches Verhalten der Regierungen
eingrenzen, und es müßte verhin-
dert werden, daß private Wettbe-
werbsbeschränkungen die Effi-
zienz der Märkte beeinträchtigen
und den Abbau staatlicher Han-
delsschranken wieder zunichte
machen.

Umfang der Agenda

Die „Jahrtausend-Runde" wird
in einem relativ kurzen Abstand auf
die Uruguay-Runde folgen. Anders
als bei früheren Runden war die
Interimsperiode dieses Mal keine
handelspolitische Flautezeit. Dies
belegen die erfolgreich abge-
schlossenen Verhandlungen in der
Telekommunikation und bei den
Finanzdienstleistungen sowie die
vereinbarten Zollsenkungen bei
Produkten der Informationstech-
nologie. Verhandlungen über wei-
tergehende Verbesserungen des
Marktzuganges im Agrar- und

Dienstleistungssektor sind in die
entsprechenden Abkommen der
Uruguay-Runde „eingebaut". Für
die Aushandlung zusätzlicher Li-
beralisierungen spricht auch die
aktuelle Entwicklung in der „lea-
ding economy": eine laufende
Welthandelsrunde wäre am ehe-
sten geeignet, die bei einem auf
300 Mrd. $ anschwellenden Han-
delsdefizit wieder erstarkten pro-
tektionistischen Kräfte in den USA
einzudämmen.

Eine neue Runde - darin sind
sich alle einig - soll nicht länger als
drei Jahre dauern. Strittig ist je-
doch, worüber und mit welchem
Ziel in dieser Zeit verhandelt wer-
den soll. Einigen Ländern würde
bereits die „eingebaute Agenda"
genügen, andere wollen ein breit-
gefächertes Programm. Eine „brei-
te" Runde böte den Teilnehmern
mehr „Ausgleichsmasse" und wä-
re insoweit ergiebiger, doch be-
stünde die Gefahr der Überfrach-
tung. Die WTO sollte sich vielmehr
- ähnlich wie die Unternehmen im
Globalisierungsprozeß - auf ihre
„Kernkompetenzen" konzentrie-
ren. Außer Marktzugangsverbes-
serungen zählt hierzu auch die
wirtschaftspolitische Regelbin-
dung.. Hingegen wäre eine Auswei-
tung der WTO-Kompetenzen auf
den Umweltschutz und die Durch-
setzung sozialer Normen fragwür-
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dig. Auf diesen Feldern sollte die
WTO besser anderen internationa-
len Organisationen - der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation oder
einer Weltumweltorganistion - den
Vortritt überlassen und eventuelle
Sanktionen handelspolitischer Art
gegen interne Einsprüche immuni-
sieren.

Abbau von Zöllen

Eine unbestrittene Kernkompe-
tenz der WTO ist der Zollabbau.
Trotz großer Fortschritte in der
Vergangenheit stehen Zollsen-
kungen auch in Zukunft auf der
Tagesordnung. Mit der (teilweise
„schmutzigen", weil überhöhten)
Tarifizierung der Agrarhandels-
schranken hat die Uruguay-Runde
in diesem Sektor zollpolitischen
Handlungsbedarf vorprogrammiert
und zugleich einen entscheiden-
den Schritt zur Integration der
Landwirtschaft in die multilaterale
Handelsordnung getan. Die weite-
re Senkung der Agrarzölle könnte
einer nichtlinearen Formel folgen,
ähnlich der in der Tokio-Runde
auf Industriezölle angewandten
Schweizer Formel, bei der die
höheren Zollsätze stärker als die
niedrigeren reduziert würden2.

Ein schwierigeres Thema sind
die Exportsubventionen für Agrar-
produkte. Hier hat die Europäische
Union nahezu ein „Monopol" inne,
das andere Länder beseitigen wol-
len. Dies hätte gravierende Folgen
für die gesamte EU-Agrarpolitik,
da sich das in der Agenda 2000
beschlossene Niveau der Interven-
tionspreise nicht mehr aufrechter-
halten ließe und auch das System
der Ausgleichszahlungen neu (pro-
duktionsneutral) gestaltet werden
müßte. Der Konflikt zwischen
„Multifunktionalität" der Landwirt-
schaft und „Normalität" des Agrar-
handels würde verschärft.

Bei Industriegütern liegen zahl-
reiche Zölle in Industrieländern in-
zwischen so niedrig, daß sie eher
ein lästiges administratives Han-
delshindernis darstellen. Politi-
scher Widerstand gegen eine voll-
ständige Beseitigung dieser „Stör-
zölle" („nuisance tariffs") müßte re-
lativ leicht überwindbar sein. Ähn-
liches gilt für den Ausbau des
Informationstechnologieabkom-

-mens (ITA I) um weitere zollfreie
Produkte, insbesondere Erzeug-
nisse der Verbraucherelektronik
(ITA II). Auch spezifische nichtta-
rifäre Verzerrungen des Handels
mit Technologieprodukten könnten
durch das Abkommen eliminiert
werden. Diese Form der regelori-
entierten Marktöffnung auf multila-
teraler Basis ist der ergebnisorien-
tierten bilateralen Methode des
„managed trade" - exemplifiziert
im US-japanischen Halbleiterab-
kommen - eindeutig vorzuziehen.

Ein zollpolitischer Schönheits-
fehler, der Unsicherheit bei Expor-
teuren verursacht, ist das noch re-
lativ hohe Ausmaß der Zollbindun-
gen in Entwicklungsländern. Die
Industriegüterzölle in diesen Län-

2 Vgl. Rolf L a n g h a m m e r : The WTO and
the Millennium Round: Between Standstill
and Leapfrog, Kieler Diskussionsbeiträge,
Nr. 352, August 1999, S. 16.
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dem sollten auf dem Niveau der
tatsächlich angewandten Zollsätze
konsolidiert und weiter gesenkt
werden, wobei auch ein „Konzes-
sionen-Austausch" mit Agrarzöllen
der Industrieländer in Frage käme.

Liberalisierung des
Dienstleistungssektors

Ein zentrales Thema der neuen
Runde wird die Liberalisierung des
Dienstleistungssektors sein. Mit
1,3 Billionen $ entsprach der inter-
nationale Dienstleistungshandel
1998 einem Viertel des Waren-
handels. Nicht minder bedeutend
sind die dienstleistungsbezogenen
internationalen Faktorwanderun-
gen (einschließlich der Direktinve-
stitionen). Beide Formen des
Dienstleistungsaustausches könn-
ten durch einen Abbau (faktisch
oder rechtlich) diskriminierender
innerstaatlicher Regelungen (im
Unterschied zu Zöllen und ande-
ren die Handelsströme direkt be-
einflussenden Maßnahmen) erheb-
lich höheres Gewicht erlangen.

In der Uruguay-Runde wurde
ein in mancher Hinsicht vorbild-
licher Ordnungsrahmen für die
Dienstleistungsliberalisierung ge-
schaffen, der mit konkreten Markt-
zugangsverbesserungen ausge-
füllt werden muß. Darüber hinaus
müssen Regeln für Subventionen,
handelspolitische Schutzmaßnah-
men und das öffentliche Auftrags-
wesen entwickelt werden, die für
alle Dienstleistungsbranchen in
gleichem Maße gelten. Über die
Liberalisierung wurde bisher für
einzelne Branchen gesondert ver-
handelt („Positiv-Liste"), wobei in-
nerhalb der Branchen einzelne
Regulierungen von der Liberalisie-
rung ausgenommen werden konn-
ten („Negativ-Liste"). Besser wäre
ein branchenübergreifendes Ver-
fahren, weil dies den „Markt für
Liberalisierung" erweitern und den
Einfluß schutzsuchender Interes-
sengruppen reduzieren würde.

Da von der Liberalisierung der
Dienstleistungen auch die Direkt-

644 WIRTSCHAFTSDIENST 1999/XI



ZEITGESPRÄCH

investitionen in diesem Sektor er-
faßt sind, stellt sich die Frage, ob
nicht auch im Industriesektor -
oder generell - ein WTO-Regime
für Direktinvestitionen erforderlich
wäre, nachdem in der OECD die
Verhandlungen über ein Multilate-
ral Agreement on Investment (MAI)
fehlgeschlagen sind. Der Einstieg
könnte, das WTO-Abkommen über
Trade-Related Investment Measu-
res (TRIMs) im Warenhandel sein.
Es ist in seiner jetzigen Form im
wesentlichen auf Local-content-
und Handelsausgleichsvorschrif-
ten für Investoren beschränkt, die
zu beseitigen sind und nicht neu
eingeführt werden dürfen. Für die
Zukunft wird jedoch eine Erweite-
rung des Abkommens auf Bestim-
mungen zur (allgemeinen) Investi-
tionspolitik und zur Wettbewerbs-
politik in Aussicht gestellt.

Verhinderung überschießender
Investitionsfördermaßnahmen

Ein „GATT for Investment" unter
dem Dach der WTO müßte vor al-
lem den „Wettlauf der Investitions-
anreize" eindämmen. Die Entwick-
lung der Investitionspolitik in den
90er Jahren zeigt, daß immer mehr
Länder ihr Investitionsregime zu-
gunsten der Investoren geändert
haben. Bei 136 der insgesamt 145
Änderungen, die im Jahre 1998 in
60 Ländern vorgenommen wur-
den, werden Direktinvestitionen
bessergestellt3. In die gleiche
Richtung zielen bilaterale Investi-
tionsabkommen, deren Anzahl in
den 90er Jahren von 400 (Anfang
1990) auf über 1720 (Ende 1998)
gewachsen ist. Hinzu kommt die
Investitionsliberalisierung in regio-
nalen Integrationsräumen (wie z.B.
im NAFTA-Raum). Restriktive Inve-
stitionsbestimmungen werden au-
ßerdem durch die Handelsliberali-
sierung ausgehöhlt.

Für den Abbau der Investitions-
schranken erscheint ein multilate-
rales Investitionsregime daher fast
überflüssig. Eine nützliche Funk-
tion könnte.es eher bei der Ver-

hinderung „überschießender" För-
dermaßnahmen steuerlicher, finan-
zieller und sonstiger Art erfüllen,
die den Gastgeberländern scha-
den. Es dürfte jedoch sehr schwie-
rig sein, hierüber zwischen den
Handelspartnern einen über die
allgemeine Subventionsregelung
der WTO hinausgehenden Kon-
sens herzustellen, zumal die öko-
nomischen Begründungen für
Standortsubventionen (Externali-
täten, unvollkommene Märkte) kei-
ne eindeutigen Maßstäbe liefern.

Die Beseitigung von Investi-
tionshindernissen - und die Zu-
nahme der den Investoren ge-
währten Vergünstigungen - geht in
zahlreichen Ländern mit einer
Reaktivierung wettbewerbspoliti-
scher Instrumente bzw. einer In-
stitutionalisierung der Wettbe-
werbspolitik überhaupt einher. Na-
tionale Wettbewerbspolitik - und
Importliberalisierung - kann dabei
auch die Bedingungen für Dum-
pingstrategien der Unternehmen
verändern, indem Arbitragemög-
lichkeiten geschaffen werden, die
Marktsegmentierungen überwin-
den4. Dennoch hat die Anzahl der
Antidumpingverfahren weiter kräf-
tig zugenommen. Außer den tradi-
tionellen Nutzern des Antidum-
pinginstrumentes (USA, EU, Kana-
da, Australien) machen immer
häufiger auch Entwicklungsländer
von Antidumpingmaßnahmen Ge-
brauch. Die Universalisierung der
Antidumpingregelung, die früher
auf relativ wenige Länder be-
schränkt war, hatte daher auch ei-
ne Universalisierung ihrer Anwen-
dung zur Folge.

Schaffung einer multilateralen
Wettbewerbsordnung

Während Antidumpingmaßnah-
men die heimische Industrie schüt-
zen sollen, ist es Ziel der Wett-
bewerbspolitik, die Effizienz der in-
ländischen Märkte zu gewährlei-
sten. Die Effizienz kann auch durch
Wettbewerbsbeschränkungen, de-

ren Ursprung im Ausland liegt, und
durch wettbewerbspolitische Maß-
nahmen ausländischer Behörden
beeinträchtigt werden. Das Poten-
tial derartiger wirtschaftlicher und
politischer Externalitäten nimmt
mit der Internationalisierung des
Wettbewerbs und der Verbreitung
nationaler Wettbewerbspolitik zu.
Hiermit verbundene Konflikte zwi-
schen den Handelspartnern haben
ihre eigentliche Ursache in der
Ausrichtung der Wettbewerbspoli-
tik am nationalen Interesse bzw.
ihrer Beschränkung auf den inlän-
dischen Markt. Das „klassische"
Beispiel ist die Freistellung der Ex-
portkartelle vom Kartellverbot.
Auch das Instrument der Fusions-
kontrolle könnte zu Lasten anderer
Länder eingesetzt werden. Eine
multilaterale Wettbewerbsordnung
müßte daher in erster Linie die Dis-
kriminierung ausländischer Märkte
in der nationalen Wettbewerbspo-
litik beenden.

Für nationale Kartellbehörden -
und Gesetzgeber - ist der Anreiz
gering, Wirkungen der vom ei-
genen Territorium ausgehenden
Wettbewerbsbeschränkungen in
anderen Ländern und damit die
weltwirtschaftliche Allokation der
Ressourcen bei ihren Entschei-
dungen zu berücksichtigen. Die
Bundesrepublik Deutschland lie-
fert hierfür ein Beispiel: In der jüng-
sten Kartellnovelle wurde das be-
stehende explizite Exportkartellpri-
vileg zwar aufgehoben, das Ge-
setz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen ist jedoch weiterhin
nur auf Wettbewerbsbeschrän-
kungen anzuwenden, die sich in
Deutschland auswirken (§ 130,
Abs. 2 GWB), und damit nicht auf
(reine) Exportkartelle. Diese fallen
nunmehr unter die neugeschaffene
allgemeine Ausnahmeklausel des
Gesetzes (§ 7 GWB).

Wettbewerb der
Wettbewerbspolitiken

Die Initiative zum Abbau der
Diskriminierung zwischen Inlands-
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und Auslandsmärkten in der Wett-
bewerbspolitik eines Landes
könnte von den Handelspartnern
ausgehen, die das Land ersuchen
müßten, die inländischen Wettbe-
werbsregeln auch dann anzuwen-
den, wenn hauptsächlich die
Märkte der Partnerländer von be-
stimmten in dem Land verursach-
ten Wettbewerbsbeschränkungen
betroffen sind. Dieser Gedanke
liegt dem Begriff der „positive co-
mity" zugrunde, der in das bilate-
rale Wettbewerbsabkommen zwi-
schen der EU und den USA einge-
gangen ist, und entspricht dem
handelspolitischen Ursprungs-
landprinzip. Der Handelspartner
würde im Gegenzug auf die - dem
Bestimmungslandprinzip entspre-
chende - extraterritoriale Anwen-
dung der eigenen Gesetze verzich-
ten. Voraussetzung für den Erfolg

3 Vgl. UNCTAD: World Investment Report
1999, a.a.O., S. 115.
4 Vgl. Harald Groß m a n n : Integration der
Märkte und wettbewerbspolitischer Hand-
lungsbedarf, in: Helmut Hesse , Bernd
Rebe (Hrsg.): Vision und Verantwortung.
Herausforderungen an der Schwelle zum
neuen Jahrtausend, Hildesheim 1999.

der Kooperation wäre die Be-
reitschaft der nationalen Behör-
den, relevante (auch vertrauliche)
Informationen auszutauschen.

Ein solches System würde un-
terschiedlichen wettbewerbspoliti-
schen Konzeptionen der Länder
Rechnung tragen und den Wett-
bewerb der Wettbewerbspolitiken
um die besten Lösungen zulassen.
Eine internationale Wettbewerbs-
behörde wäre nicht erforderlich.
Allerdings müßte ein Konsens über
Mindeststandards in der Wettbe-
werbspolitik hergestellt werden,
die für alle Handelspartner ver-
bindlich wären, weil sonst wettbe-
werbswidrige Verhaltensweisen
der Unternehmen außer Kontrolle
geraten und internationale Konflik-
te eskalieren könnten. Für die
Durchsetzung der Politik könnte
das Streitschlichtungsverfahren
der WTO genutzt werden.

Das Ursprungslandprinzip könn-
te auch auf die Antidumpingpolitik
übertragen werden. Demnach
würden künftig die Exportländer
„an der Quelle" Maßnahmen ge-
gen wettbewerbswidrige Dum-

pingpraktiken ergreifen - im Zwei-
fel auf Antrag der Handelspartner-
und sich dabei wettbewerbspoliti-
scher Instrumente (Verbote, Stra-
fen etc.) bedienen, während ge-
genwärtig die Antidumpingpolitik
bei den Importländern liegt und
handelspolitische Mittel (Antidum-
pingzölle und Preisverpflichtun-
gen) eingesetzt werden. Im Kon-
fliktfall könnten die Importländer
die multilaterale Streitschlichtung
anrufen. Sollte das Schiedsgericht
zu dem Schluß kommen, daß die
im Exportland geltenden Bestim-
mungen zu „räuberischem" Preis-
verhalten und Preisdiskriminierung
nicht angewendet werden, würde
das Exportland aufgefordert, tätig
zu werden. Kommt das Land die-
ser Aufforderung nicht nach, wäre
das Importland berechtigt, Sank-
tionen zu verhängen5.

5 Vgl. Harald G r o ß m a n n , Georg K o o p -
m a n n , Christine B o r r m a n n , Konstanze
K i n n e , Elke K o t t m a n n : Handel und
Wettbewerb - Auswirkungen von Wettbe-
werbsbeschränkungen zwischen Unterneh-
men auf die internationale Arbeitsteilung,
Baden-Baden 1998.

Peter Biesenbach

Neue Welthandelsrunde statt neuer Protektionismus

Als der ehemalige EU-Kommis-
sar Sir Leon Brittan vor drei

Jahren eine neue Welthandels-
runde forderte und ihr auch so-
gleich mit „Millennium Round" ein
attraktives Etikett gab, war er ein
Einzelgänger. Nach anfänglicher
Skepsis wird dieser Vorschlag
heute von einer großen Mehrheit
der 133 WTO-Mitgliedstaaten un-
terstützt. Nachdem im Frühjahr
auch US-Präsident Clinton Zu-
stimmung zu diesem Vorschlag
signalisiert hat, zeichnet sich jetzt
ab, daß tatsächlich mit dem Jahr
2000 eine neue umfassende
Verhandlungsrunde zur Libera-

lisierung des Welthandels gestar-
tet werden kann. Die Entschei-
dung über Umfang und Ziel der
neuen WTO-Runde wird auf der
3. WTO-Ministerkonferenz Ende
dieses Jahres in Seattle/USA
fallen.

Offene Märkte zur
Krisenbewältigung

Das GATT hat im vergangenen
Jahr sein 50jähriges Jubiläum
gefeiert. Rückblickend muß man
feststellen, daß 50 Jahre GATT
heute eine weltweite Erfolgsge-
schichte offener Märkte und offe-
ner Grenzen ist - eine Erfolgsge-

schichte, von der die exportorien-
tierte deutsche Wirtschaft erheb-
lich profitiert hat.

Der BDI ist und war aus guten
Gründen ein konsequenter Ver-
fechter für weitere Liberalisierun-
gen der Märkte - auch wenn dies
in der Konsequenz letztlich mit ei-
nem erheblichen Strukturwandel
und hohen Anforderungen an die
Anpassungsfähigkeit der Unter-
nehmen verbunden war. Die Glo-
balisierung und die Öffnung der
Märkte haben zwangsläufig zu ei-
ner verschärften Konkurrenzsitua-
tion geführt. Die Antwort hierauf
kann für die Unternehmen nur
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